
Krieg reanimiertDonbass: Schusswechsel vor Besuch des EU-Ratspräsidenten in Ukrai-ne. Kurs gegen Entspannung

Vorstoß gescheitertOrganklage von Die Linke gegen euro-päisch-kanadisches Handelsab-kommen CETA abgewiesen 

Ruhe dekretiertVor genau 1.700 Jahren wurde der Sonntag von Kaiser Konstantin für arbeitsfrei erklärt

Milde waltetÖsterreich: Urteile gegen Neonazis der »Europäischen Aktion« unter Mindeststrafmaß

 Der Protest ist vielfältig. Ver-sammlungen vor Werkstoren mit Bengalos, Lichtinstalla-tionen an Fabrikmauern, Autokorsos durch Innenstädte. Die IG Metall mobilisierte am Dienstag bundes-weit Zehntausende Beschäftigte aus der Metall- und Elektroindustrie. Mit Grund, denn vier Verhandlungsrun-den in den Tarifbezirken gingen über die Bühne – ergebnislos. Die Frie-denspflicht endete am Montag. Folge: Warnstreiks! 
 Birgit Dietze, Bezirksleiterin der IGM Berlin, Brandenburg und Sach-sen, sagte am Dienstag im  jW -Ge-spräch: »Die Empörung unter unse-ren Kolleginnen und Kollegen wegen des ›Nullangebots‹ der Arbeitgeber ist groß.« Nicht nur dort. Den Wi-derstand von etwa 9.000 bayerischen Metallern am ersten Streiktag hätte die Gegenseite provoziert, ergänzte gleichentags Johann Horn, Bezirks-leiter der IGM im Freistaat.  Worum geht es? Die IGM fordert 

ein Tarifvolumen von vier Prozent bei einer Laufzeit von zwölf Monaten, das zur Entgelterhöhung oder zum Joberhalt, etwa durch eine Viertage-woche mit Teillohnausgleich, einge-setzt werden soll. Des weiteren geht es um »betriebliche Zukunftstarif-verträge« und um eine Arbeitszeit-angleichung in Ostdeutschland. Die fehle noch immer, moniert Gewerk-schafterin Dietze. »Die Beschäftigten arbeiten im Osten drei Stunden mehr, unbezahlt wohlgemerkt.« Konkret: 38 statt 35 Wochenstunden. »Wir ha-ben kraftvoll begonnen«, so Dietze, »unser Aktionsauftakt war bereits am Montag mittag im Mercedes-Werk in Ludwigsfelde.« Die Produktion dort stand für zwei Stunden still, rund 300 Beschäftigte beteiligten sich am Warnstreik. 
 Auch in Norddeutschland waren Belegschaften im Ausstand. Mehr als 2.600 Beschäftigte aus zwölf Betrie-ben in Bremen, Hamburg, Nordwest-niedersachsen und Schleswig-Hol-

stein haben in der Nacht zu Dienstag an bis zu zweistündigen Arbeitsnie-derlegungen teilgenommen, schilder-te Daniel Friedrich, IGM-Bezirkslei-ter Küste, via Pressemitteilung. »Sie haben ein deutliches Zeichen für unsere Forderungen gesetzt.«  Reichen dürfte das noch nicht – denn die Unternehmerverbände haben bis-lang nur eine Einmalzahlung und eine Tabellenerhöhung der Tarife ab 2022 ins Spiel gebracht. Als Vorschlag, be-stätigte Nordmetall-Sprecher Alexan-der Luckow am Dienstag auf  jW -Anfra-ge. Die Kernziele bleiben: Nullrunde und Absenkung von Tarifstandards. »Im Jahr der größten Krisenbewälti-gung gibt es keine Verteilungsspielräu-me«, behauptete  Luckow. Und Luitwin Mallmann, Hauptgeschäftsführer von Metall NRW, meinte zu  jW : Jede tarif-liche Zusatzbelastung könne »nur to-xisch sein«. Panikmache, meinen die Metaller. 
 Krisenprofiteure wie Daimler ver-buchten 2020 Milliardengewinne, 

schütteten trotz Coronastaatshilfen üppig Dividenden an Aktionäre aus. Malocher an der Werkbank und am Förderband hingegen gehen leer aus: »Seit drei Jahren haben sie keinen Cent extra in der Lohntüte«, sagte IGM-Frau Dietze. 
 Was passiert nun? Demonstrativ gelassen wirken die Kapitalbosse. Luckow von Nordmetall verneint gleich gänzlich den Einfluss temporä-rer Streiks auf Verbandsentscheidun-gen. Und ein Gesamtmetall-Sprecher meinte gegenüber dieser Zeitung, Arbeitskampfmittel dienten der ge-werkschaftlichen Mitgliederwerbung. »Die wirtschaftlichen Realitäten än-dern sich nicht durch Warnstreiks.« Jörg Hofmann, Erster Vorsitzender der IGM, kontert: »Wir werden mit kreativen und schlagkräftigen Aktio-nen und Warnstreiks den Arbeitge-bern zeigen, dass wir jetzt ernsthaft ins Gespräch jenseits inhaltsleerer Vorschläge kommen müssen«, sagte er am Dienstag gegenüber  jW .     Koordiniert gegen Russland

WWW.JUNGEWELT.DE

   Marokko will Beziehungen zu BRD-Botschaft aussetzen      Rabat.  Nach Berichten über einen Entschluss Marokkos, die Beziehun-gen zur deutschen Botschaft und den mit ihr verbundenen Organisationen im Land auszusetzen, bemüht sich die deutsche Seite um Klärung. Man stehe deshalb in Kontakt mit der Botschaft, hieß es aus dem Büro der Deutschen Gesellschaft für Inter-nationale Zusammenarbeit (GIZ) in Rabat am Dienstag. Zuvor hatten marokkanische Medien aus einem Brief von Außenminister Nasser Bourita an Regierungschef Saad-Eddine El Othmani zitiert. In dem Schreiben werden alle Ministerial-abteilungen aufgerufen, »jeden Kon-takt und jede Interaktion« sowohl mit der deutschen Botschaft als auch mit ihr verbundenen Organisationen und politischen Stiftungen »auszu-setzen«. Hintergrund seien »tief-greifende Missverständnisse« etwa in der Westsahara-Frage, hatte es am Montag aus marokkanischen Diplo-matenkreisen geheißen.  (dpa/AFP/jW) 

            2020 mehr als 1.600 Übergriffe auf Geflüchtete 

     Berlin.  Im vergangenen Jahr sind durch die Behörden 1.606 Über-griffe auf Geflüchtete gezählt wor-den. Die Zahlen liegen damit etwa auf Vorjahresniveau. Der Großteil der Angriffe ist »rechtsextrem« motiviert, wie aus der Antwort des Bundesinnenministeriums auf eine Anfrage der Linksfraktion hervor-geht. »Das bedeutet: Statistisch ge-sehen greifen Neonazis jeden Tag vier- bis fünfmal Flüchtlinge an«, sagte die innenpolitische Spreche-rin der Fraktion, Ulla Jelpke, am Dienstag. Rund 200 Menschen wurden bei solchen Angriffen ver-letzt. Da mit Nachmeldungen zu rechnen sei, könne die Zahl der Attacken auf Geflüchtete sogar hö-her liegen als im Jahr 2019, betonte Jelpke. Damals waren 1.620 Über-griffe gemeldet worden. »Diese Zahlen zeigen überdeutlich, wie erschreckend verfestigt die rechts-extreme Gewalt in Deutschland ist«, sagte Jelpke.  (dpa/jW) Siehe Kommentar Seite 8 

Mit Haudrauf-Methode für Forderungen der Gewerkschaft
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Tarifkampf: IG Metall mobilisiert Zehntausende Beschäftigte für Warnstreiks. 

Produktion über Stunden lahmgelegt. Bosse demonstrativ gelassen . Von   Oliver Rast 

Brüssel und Washington belegen Moskau zeitgleich mit neuen Sanktionen Die USA haben wegen der Ver-haftung des russischen Oppo-sitionellen Alexej Nawalny Sanktionen gegen Russland erlassen. Das teilten Regierungsvertreter am Dienstag in Washington mit. Betroffen sind demnach unter anderem mehrere ranghohe Staatsfunktionäre. Die US-Sanktionen wurden am Dienstag in einer koordinierten Aktion mit der EU verkündet. Brüssel hatte kurz zuvor einen entsprechenden Rechtsakt im schriftlichen Verfahren verabschiedet. Betroffen sind demnach der russische Generalstaatsanwalt Igor Krasnow und 

der Chef des zentralen Ermittlungsko-mitees, Alexander Bastrykin. Zudem richten sich die Sanktionen gegen den Chef des Strafvollzugsdienstes, Ale-xander Kalaschnikow, sowie den Be-fehlshaber der Nationalgarde, Wiktor Solotow. 
 Vertreter der US-Regierung nannten am Dienstag zunächst keine Namen der Betroffenen ihrer Sanktionen. Sie betonten aber, die Strafmaßnahmen spiegelten im wesentlichen jene der EU wider. Man werde auch das weitere Vorgehen eng mit den europäischen Verbündeten abstimmen. Es gehe da-

rum, Russland für den »Anschlag auf Nawalny« und für dessen Inhaftierung zur Rechenschaft zu ziehen.  Das Präsidialamt in Moskau erklär-te, ein solches Vorgehen der USA wür-de die ohnehin angespannten Bezie-hungen zwischen den beiden Ländern nur noch weiter belasten. Außenmi-nister Sergej Lawrow sagte laut einem Bericht der Nachrichtenagentur  Inter-fax , sollten die USA Sanktionen be-schließen, werde Russland in gleicher Weise reagieren. Wegen des mutmaß-lichen Giftanschlags auf Nawalny am 20. August 2020 hatte die EU bereits 

im vergangenen Jahr Einreise- und Vermögenssperren gegen vermeintlich Verantwortliche aus dem Umfeld von Präsident Wladimir Putin verhängt. Russland revanchierte sich dann mit Einreisesperren gegen leitende Beam-te, gab die Namen aber nicht bekannt. Auf seiten der EU kommt erstmals ein im vergangenen Jahr nach US-Vor-bild geschaffenes Sanktionsinstrument zum Einsatz, das in den USA unter » Global Magnitsky Act « firmiert und Strafmaßnahmen wegen »Menschen-rechtsverletzungen« erlaubt. 
 (dpa/Reuters/jW)       

wird herausgegeben von 2.466 Genossinnen und Genossen (Stand 23.2.2021)■ www.jungewelt.de/lpg
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Heute mit 12 Seiten extra    Beilage »150 Jahre Rosa Luxemburg«

 D as Datum 4. August 1914 sagt vielen 

noch etwas: Die SPD-Reichstagsfraktion 

stimmte den Kriegskrediten zu und unter-

stützte den imperialistischen Krieg, der 

zum Weltkrieg wurde. 

 Im Kampf gegen den vom deutschen Faschismus an-

gezettelten Zweiten Weltkrieg näherten sich die von der 

Kriegsgegnerin Rosa Luxemburg mitbegründete KPD 

und die SPD an. Die Führung der westdeutschen Sozial-

demokratie wollte davon nach 1945 nichts mehr wissen. 

Der marxistische Philosoph Robert Steigerwald (1925–

2016) berichtete, er sei 1945 in die SPD ein- und 1948 

wieder aus ihr ausgetreten, als ihm – er war Vorsitzender 

der hessischen Jungsozialisten  – der Parteivorsitzende 

Kurt Schumacher auf eine entsprechende Frage geant-

wortet hatte, selbstverständlich werde es Krieg geben, 

und »wir« würden dann an der Seite der Westmächte 

gegen die Russen stehen. 
 Bei dieser Konstellation blieb es. Wer den nominellen 

Sozialdemokraten und deutschen Außenminister Heiko 

Maas über Russland reden hört, hört Schumacher 1948. 

Und wenn 2021 der Linke-Politiker Matthias Höhn über 

Sicherheitspolitik schreibt, spielt er die Melodie der 

Äquidistanz so verlogen wie einst deren Verfechter zu 

Zeiten des NATO-Doppelbeschisses. Ertönt diese Wei-

se, sind die Raketen gegen Russland und China schon 

stationiert.  1913 klang es ähnlich. Am 1. Juli 1913 schrieben die 

Berliner Neuesten Nachrichten : »Unser europäisches 

Kleid ist uns allzu eng geworden. Mögen die Män-

ner, die unsere Geschicke leiten, Sorge tragen, dass 

Deutschland den Platz an der Sonne erhält, den es 

beanspruchen darf und muss.« Das Blatt der Schwer-

industrie war zufrieden: Am Tag zuvor hatte die SPD-

Fraktion der Finanzierung einer zuvor von ihr ab-

gelehnten Heeresvorlage ihre Stimme gegeben. Der 

Grundsatz »Diesem System keinen Mann und keinen 

Groschen!« galt nicht mehr. 37 SPD-Abgeordnete hat-

ten sich gesträubt, beugten sich aber der Fraktionsdis-

ziplin. »Gründe« hatte ihre Führung selbstverständ-

lich: Das Parteiprogramm sehe doch vor, indirekte 

durch direkte Steuern abzulösen. 
 Auf dem Jenaer Parteitag im September 1913 rief Rosa 

Luxemburg Scheidemann und Co. zu: »Wenn Sie sich 

nun auf den Boden des Mehrheitsbeschlusses unserer 

Fraktion stellen, dann kommen Sie in die Lage, wenn der 

Krieg ausbricht und wir an dieser Tatsache nichts mehr 

ändern können und wenn dann die Frage kommt, ob die 

Kosten durch indirekte oder direkte Steuern zu decken 

sind, dass Sie dann folgerichtig für die Bewilligung der 

Kriegskosten eintreten.« Das sei eine schiefe Ebene, 

»auf der es kein Halt mehr gibt«. 
 Um einen 4. August richtig vorherzusagen, bedarf 

es besonderer Fähigkeiten, sehr viel theoretischer und 

noch mehr politischer Klarheit. Rosa Luxemburg war 

mit ihrer Vorhersage einzigartig in der Sozialistischen 

Internationale.  Geblieben ist die »schiefe Ebene« imperialistischer 

Kriegspolitik. Wer sie als vermeintlicher Sozialist betritt, 

hat keinen Halt mehr.  

Kein Halt mehrVon den führenden Sozialisten der Welt vor 1914 sah Rosa Luxemburg wohl am klarsten 

Weltkrieg und SPD-Verrat vorher . Von   Arnold Schölzel 

Berlin, 15. Januar 2000: Luxemburg-Liebknecht-Demonstration zur Gedenkstätte der Sozialisten. Am Wochenende zuvor war das Gedenken wegen einer Anschlagsdrohung verboten worden

Reformismus. Ausreden sind kein linkes Programm. Von Dietmar Dath ■ Seite 3

Imperialismus. Akkumulation und Krieg. Von Georg Fülberth und Gert Meyer ■ Seite 5

Nationale Frage. Polens verlorene Tochter. Von Reinhard Lauterbach ■ Seite 9

 Am 27. Mai 1913 hielt Rosa 
Luxemburg im Saalbau 

»Felsenkeller« in Leipzig-
Plagwitz eine berühmt 

gewordene Rede über 
»Die weltpolitische La-

ge«. Darin formulierte 
sie: »Solange das Kapital 

herrscht, werden Rüstun-
gen und Krieg nicht auf-

hören.« Aus Anlass ihres 
150. Geburtstages wird 

im »Felsenkeller« am 
Freitag, dem 5. März 2021, 

um 12.30 Uhr ein »Denk-
zeichen« eingeweiht. Im 

Januar wurde dort bereits 
die Rosa-Luxemburg-

Bibliothek eröffnet. 

Rosa Luxemburg
Eine Beilage der Tageszeitung junge Welt |  Mittwoch, 3. März 2021, Nr. 52
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Die Verfallserscheinungen des kapitalistischen Gesellschaftssystems werden immer 
deutlicher, die Folgen dieser Politik immer verheerender: Kriege weltweit, Klima-
katastrophe, Flucht und Vertreibung, Hungersnöte, Armut, Massenarbeitslosigkeit  … 
Um sich eine klare Meinung zu bilden, braucht es eine linke, professionell arbeitende, 
im deutschsprachigen Raum erscheinende Tageszeitung, die ohne eine Partei oder 
ein großes Medienhaus im Rücken »am Markt besteht« und über die politischen 
Ereignisse schreiben kann. Das ist die junge Welt.

Einst auflagenstärkste Tageszeitung der DDR, sicherte 1995 der mutige Entschluss 
von Teilen der Belegschaft, selbst einen Verlag zu gründen und die junge Welt in 
Eigenregie weiterzuführen, ihr Fortbestehen. Heute ist die jW mehrheitlich im Besitz 
der Linken Presse Verlags-, Förderungs- und Beteiligungsgenossenschaft junge Welt 
eG und damit in den Händen ihrer Leserinnen und Leser.

Die Leserschaft ist das tragende Element. Sie verteilt sich heute auf Ost und West 
zu gleichen Teilen; auch die Abonnentenzahl in Österreich und der Schweiz nimmt 
stetig zu. Ihre Identifikation mit der Zeitung beeindruckt jeden Tag aufs neue. Viele 
von ihnen – nicht selten Multiplikatorinnen und Multiplikatoren in Gewerkschaften, 
der Friedens- oder antifaschistischen Bewegung – helfen, die Zeitung bekanntzuma-
chen, indem sie ihr Exemplar weitergeben oder neue Abonnentinnen und Abonnenten 
werben. Es handelt sich um ein lesebegeistertes Publikum, das Anzeigen im Blatt als 
zusätzliche Information versteht. 

Während große Medienkonzerne angesichts von Auflagenverfall und Bedeutungs-
verlust rätseln, wie in Zeiten des Internets mit Journalismus Geld zu verdienen ist, 
wissen wir: Eine klare politische Haltung, journalistische Sorgfalt und eine gehörige 
Portion Chuzpe sind die besten Voraussetzungen für ein Blatt, das seine Leser findet. 
Seit Jahren beweisen steigende Auflagenzahlen im Print und die wachsende Zahl von 
Onlineabonnements, dass wir damit richtig liegen.

Die junge Welt – Aufklärungsjournalismus

WWW.JUNGEWELT.DE

Nach zwei Jahren Pandemie-
pause werden am diesjäh-
rigen 8. März, dem Inter-

nationalen Frauenkampftag, wieder 
Hunderttausende weltweit auf die 
Straßen gehen und gleiche Rechte und 
Chancen für alle einfordern. Denn das 
Patriarchat ist noch immer mächtig 
und wirkt sich umfassend auf das 
Leben von Frauen aus: Gewalt bis hin 
zu Mord, Diskriminierung in Gesell-
schaft und Berufsleben, Reduktion 
auf »traditionelle« Rollen, fehlendes 
Selbstbestimmungsrecht über den 
weiblichen Körper sowie kapitalis-
tische Vereinnahmung progressiver 
Entwicklungen. Was es dem entgegen-
zusetzen gilt, ist klar. Die Stimmen 
nicht senken, sondern lauter werden; 
Solidarität ausbauen und ausweiten 
auf all jene, die patriarchalen Struk-
turen ausgesetzt sind; den Kampf auf 
neue Ebenen heben – sei es in Politik, 
Wissenschaft oder Kultur.

Bundesweit wird der Tag zum An-
lass genommen, um mit einem Streik 
in den aktuellen Tarifkampf im Sozial- 
und Erziehungsdienst zu intervenieren. 
»Denn über 80 Prozent der in diesem 
Bereich Beschäftigten sind Frauen«, 
wie die Partei Die Linke NRW dazu 
mitteilte. Gefordert werden Anerken-
nung, »die sich nicht nur in Applaus, 
sondern auch in fairen Gehältern aus-
drückt«, und bessere Arbeitsbedingun-
gen. Der sogenannte Equal Pay Day 
liegt nur einen Tag zurück, bis zum 
7. März haben Frauen unentgeltlich 
gearbeitet, wenn sie gesamtgesell-
schaftlich die gleiche Lohnsumme wie 
Männer bekämen. Deutschland gehört 
damit zu den Schlusslichtern im euro-
päischen Vergleich.

In Berlin ist der 8. März seit 2019 
gesetzlicher Feiertag, damit hat die 
Hauptstadt zu Ländern wie Kuba, 
Armenien, Eritrea, Russland und der 
Demokratischen Volksrepublik Korea 
aufgeschlossen. In Mecklenburg-Vor-
pommern hat die Landesregierung 
beschlossen, den Tag zumindest als 
arbeitsfrei zu deklarieren. Die Linke 
Niedersachsen ruft gemeinsam mit 
dem Deutschen Gewerkschaftsbund 
und Fraueninitiativen dazu auf, dass 
auch in diesem Bundesland der Inter-
nationale Frauenkampftag den Wert 
erhält, der ihm angemessen ist. Bis es 
in ganz Deutschland soweit ist, wird 
es noch einen langen Atem brauchen.

Siehe Seite 8
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Auf die 
Straßen!

Kiew verweigert Rettung
Ukraine lehnt Evakuierung von Zivilisten 

aus umkämpften Städten ab. Ver-
handlungen in der Türkei

Tesla als Taktgeber
Boss Elon Musk treibt Brandenbur-

ger Landeskabinett vor sich her. 
Umweltverbände halten dagegen

Gespräche in Caracas
Hintergrund Ukraine-Krieg: Medien 

berichten von Verhandlungen 
 zwischen USA und Venezuela2 3 7

Internationaler 
Frauenkampftag 2022: 
Weltweit für gleiche 
Rechte. Von Ina Sembdner

Die Illustration auf unserer heutigen Titelseite hat die Berliner Grafikerin Jördis Hirsch exklusiv für junge Welt gestaltet (joerdishirsch.com)

  SEITEN 12/13

Kühle Vernunft
Konsequent gegen den Krieg: Wäh-
rend die Zweite Internationale 1914 
zerbrach, hatte die Fraueninterna-
tionale Bestand. Das war vor allem 
ein Verdienst Clara Zetkins.  
Von Sabine Kebir
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Bis zum letzten Moment hat die briti-
sche Innenministerin Priti Patel ihre 
Entscheidung hinausgezögert: Seit 

Freitag vormittag ist nun auch dem Letzten 
klar, wie willfährig Großbritannien Pressefrei-
heit und Menschenrechte über Bord wirft, um 
seinem »Verbündeten« USA beizustehen. Der 
Wiki leaks-Gründer Julian Assange darf an die 
USA ausgeliefert werden. Die lapidare Be-
gründung der Entscheidung wurde lediglich 
über einen Sprecher des Innenministeriums 
mitgeteilt: »Nach dem Auslieferungsgesetz 
von 2003 muss das Innenministerium einen 
Auslieferungsbeschluss unterzeichnen, wenn 
keine Gründe vorliegen, die dem Beschluss ent-
gegenstehen. (…) In diesem Fall haben die Ge-
richte des Vereinigten Königreichs nicht festge-
stellt, dass die Auslieferung von Herrn Assange 
repressiv, ungerecht oder ein Missbrauch des 

Verfahrens wäre. Sie haben auch nicht festge-
stellt, dass die Auslieferung mit seinen Men-
schenrechten unvereinbar wäre, einschließlich 
seines Rechts auf ein faires Verfahren und auf 
freie Meinungsäußerung, und dass er in den 
USA angemessen behandelt werden wird, auch 
in bezug auf seine Gesundheit.«

Die Auslieferung wird allerdings nicht so 
schnell vonstatten gehen, wie von den Schalt-
zentralen in London und Washington ge-
wünscht. Um den Journalisten hat sich ein 
mächtiges Unterstützungsumfeld aufgebaut, 
die Ankündigung der Berufung erfolgte unmit-
telbar auf die Eilmeldung. Weiter hieß es in der 
Erklärung der Enthüllungsplattform: »Es lag 
in Priti Patels Macht, das Richtige zu tun. Statt 
dessen wird man sich für immer an sie als Kom-
plizin der Vereinigten Staaten erinnern, die den 
investigativen Journalismus in ein kriminelles 

Unternehmen verwandeln wollen.« Sollte As-
sange in den USA der Prozess gemacht werden 
können, drohen dem Journalisten für das Auf-
decken von US-Kriegsverbrechen im Irak und 
in Afghanistan 175 Jahre Haft  – mutmaßlich 
lebenslang in Isolationshaft ohne Kontakt nach 
außen.

Die britisch-irische Journalistenunion NUJ 
fasste in einer Erklärung die Auswirkung der 
Entscheidung über den Fall Assange hinausge-
hend zusammen: »Jeder Journalist, der ein als 
geheim eingestuftes US-Dokument erhält oder 
von einem Whistleblower kontaktiert wird, um 
Verbrechen und Missstände aufzudecken, muss 
nun befürchten, dass auch er ausgeliefert wird 
und Gefahr läuft, den Rest seines Lebens im 
Gefängnis zu verbringen.«

Der Bundesregierung scheint diese Trag-
weite egal zu sein. Wie Sprecherin Christiane 

Hoffmann bei der Regierungspressekonferenz 
am Freitag zum besten gab: »Es gibt in die-
sem Fall grundsätzliche Fragen vom Schutz der 
Meinungs- und Pressefreiheit und berechtigten 
Sicherheitsinteressen von Staaten – die müssen 
gegeneinander abgewogen werden.« Auf die 
Nachfrage, dass diese »Sicherheitsinteressen« 
die Verschleierung von Kriegsverbrechen dar-
stellten, hatte Hoffmann keine Antwort mehr. 
Überhaupt müsse man sich »diese Entscheidung 
zunächst einmal anschauen«, bevor sie im Detail 
bewertet werden könne. Dies war bereits die 
Antwort von Bundesaußenministerin Annalena 
 Baerbock (Bündnis 90/Die Grünen), nachdem im 
Dezember der US-Berufung stattgegeben wor-
den war und das Urteil gegen die Auslieferung 
zunichte machte. Sie prüft wahrscheinlich noch 
immer die Details.

Siehe Seite 12
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Britische Innenministerin gibt Auslieferung 
von Julian Assange an USA statt.  
Verteidigung kündigt Berufung an.  
Der Kampf geht weiter. Von Ina Sembdner

wird herausgegeben von 
2.636 Genossinnen und 
Genossen (Stand 23.5.2022)

n www.jungewelt.de/lpg
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Sevim Dagdelen, MdB Die Linke

John Shipton, Vater von Julian Assange

Gabriel Shipton, Bruder von Julian Assange

Monique Hofmann, BGF der DJU

Moderation: Ina Sembdner, junge Welt

Solidaritäts- und  
Informationsveranstaltung

Julian Assange  
freikämpfen!

Dienstag, 21. Juni 
19 Uhr, Einlass 18 Uhr  

junge Welt-Maigalerie,  
Torstr. 6 / 10119 Berlin

jungewelt.de/freeassange
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Partei in der Krise
Die Linke droht in der Bedeutungs
losigkeit zu  verschwinden. Der 
Parteitag in Erfurt dürfte die letzte 
Chance zur Erneuerung sein. 
Interview mit Sahra Wagenknecht
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Heute mit 6 Seiten extra    Wochenendbeilage »faulheit & arbeit«

 Aufrüstung statt Abrüstung ist seit Jahren 
die Handlungsmaxime der Bundesre-
gierung. Pünktlich zum Antikriegstag 

am 1. September 2022 kündigte Bundeskanzler 
Olaf Scholz (SPD) am Montag zudem in einer 
Grundsatzrede in Prag an, das Militärpotential 
der EU zu vereinheitlichen und die »Rüstungs-
fähigkeiten« der Union zu stärken. 

 Auf das Jahr 2015 datiert das deutsche Kriegs-
ministerium selbst eine »Trendwende Finan-
zen«: Seitdem stieg sein Etat jährlich im Durch-
schnitt um 7,5 Prozent von rund 40 Milliarden 
US-Dollar nach NATO-Kriterien auf demnächst 
etwa 80 Milliarden US-Dollar, wenn das 2014 
festgelegte Ziel erreicht ist, zwei Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts für Rüstung auszugeben. 
Im Jahr 2030 beträgt der Haushalt des Ministe-
riums demnach voraussichtlich rund 100 Mil-
liarden US-Dollar. Ein entscheidender Sprung 
ist für das Jahr 2025 vorgesehen: Im Vergleich 
zum Jahr 2024 sollen 25 Prozent mehr für Waf-
fen und Krieg ausgegeben werden. Insge samt 
erhöhten die NATO-Staaten ihre Militärausga-
ben bis 2021 auf das 18fache des russischen 

Militäretats. Dabei soll aber nicht Schluss sein. 
Nach den langfristigen Plänen der NATO-Staa-
ten werden sich ihre Rüstungsausgaben auf das 
25fache der russischen steigern – das »Totrüs-
ten« wiederholt sich. 

 Der von Scholz am 27. Februar als »Zeiten-
wende« ausgerufene größte Rüstungsschub in 
der deutschen Geschichte beruht auf Plänen, die 
lange in den Schubladen lagen, aber politisch 
nicht durchsetzbar waren. Das Eingreifen Russ-
lands in den seit 2014 von NATO und Kiew ge-
führten Krieg gegen die Bewohner des Donbass 
dient als Vorwand. Zur »nuklearen Teilhabe« 
bekannten sich SPD, Grüne und FDP bereits in 
ihrem Koalitionsvertrag, die Anschaffung von 
US-F-35-Kampfflugzeugen, die Atombomben 
tragen können, hatte bereits die Merkel-Regie-
rung angeschoben. Das an Gigantomanie alles 
übertreffende Projekt eines deutsch-französi-
schen Tarnkappenbombers, das 2017 von Angela 
Merkel und Emmanuel Macron der Öffentlich-
keit vorgestellt wurde, verschlingt an Entwick-
lungskosten rund 100 Milliarden Euro, insge-
samt werden 500 Milliarden Euro veranschlagt. 

Das Waffensystem soll dazu dienen, die globale 
Lufthoheit zu erringen. 

 In dieses Ziel ordnet sich ein, was Scholz am 
Montag in Prag ankündigte: Vereinheitlichung 
der Rüstungsproduktion in der EU, Gründung 
eines militärischen EU-Hauptquartiers 2025, 
das unter deutscher Führung steht, sowie ein 
von der Bundesrepublik gemeinsam mit seinen 
Nachbarstaaten entwickeltes Luftabwehrsystem. 
Er verlangte, die EU in ein »weltpolitikfähige(s), 
geopolitische(s) Europa« umzuwandeln. Lang-
fristiges Ziel sind EU-Streitkräfte, die auch un-
abhängig von der NATO intervenieren können. 

 Die Bundesrepublik befindet sich am Welt-
friedenstag 2022 im Marsch zu nie dagewesener 
Hochrüstung und in einen Krieg mit Russland, in 
dem sie sich faktisch durch Waffenlieferungen an 
die Ukraine bereits befindet. Beides hat bereits 
jetzt schwere soziale Folgen für die Bevölkerung. 

 Die Friedensbewegung ruft daher für den 
1. Oktober zu einem bundesweiten dezentralen 
Aktionstag auf, an dem sozialer Protest und 
Friedensbewegung zusammenfinden sollen. 

 friedensratschlag.de 

WWW.JUNGEWELT.DE

   Gorbatschow mit 91 Jahren 
gestorben 
     Moskau.  Der frühere Generalse-
kretär der KPdSU und Staatsprä-
sident der Sowjetunion, Michail 
Sergejewitsch Gorbatschow, ist 
am Dienstag abend im Alter von 
91 Jahren nach langer und schwerer 
Krankheit in Moskau gestorben. 
Das teilte das Zentrale klinische 
Krankenhaus (ZKB) der russischen 
Hauptstadt mit. Russlands Staats-
chef Wladimir Putin würdigte Gor-
batschow als »Politiker und Staats-
mann, der gewaltigen Einfluss 
auf den Lauf der Weltgeschichte 
ausgeübt hat«. Weltweit brachten 
Politiker ihre Trauer zum Aus-
druck. NATO-Generalsekretär Jens 
Stoltenberg lobte beispielsweise 
auf dem Kurznachrichtendienst 
Twitter, Gorbatschows »historische 
Reformen haben zur Auflösung der 
Sowjetunion geführt, zum Ende 
des Kalten Krieges beigetragen 
und die Möglichkeit einer Partner-
schaft zwischen Russland und der 
NATO eröffnet«.  (dpa/jW) 

Siehe Seiten 12/13 

         BRD: Rüstungsexporte für 
fünf Milliarden Euro 

     Meseberg.  Die Ampelregierung hat 
im laufenden Jahr bislang Rüs-
tungsexporte im Wert von knapp 
5,1 Milliarden Euro genehmigt. 
Das geht aus ergänzenden Infor-
mationen des Bundeswirtschafts-
ministeriums zum Rüstungsexport-
bericht für das vergangene Jahr her-
vor, den das Kabinett am Mittwoch 
in Meseberg verabschiedete. Zum 
Vergleich: Im Vorjahreszeitraum 
erlaubte die schwarz-»rote« Koali-
tion den Angaben zufolge Exporte 
im Wert von etwa 2,9 Milliarden 
Euro. 

 Rund drei Viertel (76 Prozent) 
des Wertes der von der Regierung 
aus SPD, Grünen und FDP im 
laufenden Jahr genehmigten Ex-
porte gingen laut Ministerium an 
EU- und NATO-Staaten sowie an 
Länder, die der NATO gleichge-
stellt sind, also Australien, Japan, 
Neuseeland und die Schweiz. Die 
verbleibenden 24 Prozent gingen 
an Drittstaaten. Unter diesen war 
die Ukraine mit 56 Prozent des Ex-
portwerts die wichtigste Empfän-
gerin.  (dpa/jW) 

Die Rüstungsausgaben steigen in ungeahnte Höhen. Die Bundesregierung ist bereit, und das Militär stets zu Diensten
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Zeitenwende
Weltfriedenstag

Die Koalition nutzt den Ukraine-Krieg als Vorwand, um langfristig geplante 
Hochrüstung durchzusetzen. Scholz will Militarisierung der EU . Von   Arnold Schölzel 

Die Friedensbewegten
Für Heizung, Brot und Frieden. Reden 

von Sevim Dagdelen und Patrik 
Köbele auf dem UZ-Pressefest

Das Sanktionskartell
Baltische Staaten wollen Visaverbot für 

Russen, BRD sorgt sich um Zukunft 
von »Regimegegnern«

Der Verschlimmbesserer
Pechvogel, auch wenn ein Verrat nicht 

erwiesen ist. Zum Tode von 
Michail Gorbatschow3 7 12
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Kein Wunder
Die Erdgasspeicher sind gut gefüllt. 
Aber um welchen Preis? Einem gro-
ßen Teil der deutschen Bevölkerung 
droht Existenznot. Und seit Mitt-
woch fließt kein Gas mehr durch die 
Osteseepipeline Nord Stream 1 
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4n Anzeigen in der Tagesausgabe

Einzigartige Beziehung zur Leserschaft

Wer in der jungen Welt wirbt, profitiert von der einzigartigen Be-
ziehung zwischen ihr und ihrer Leserschaft. Die jW ist nicht nur 
Tageszeitung, sie ist Teil der sozialen und politischen Bewegungen, 
über die sie berichtet. Sie wird von ihren Leserinnen und Lesern als 
unverzichtbare Informationsquelle geschätzt, die Identifikation mit 
»ihrer« Tageszeitung ist unübertroffen hoch.

So werden auch Anzeigen in der jungen Welt als wichtige Zu-
satzinformation verstanden. Der beste Grund, in der jW zu werben, 
sind aber unsere Leserinnen und Leser selbst. Unsere Leserschaft 
verteilt sich über den gesamten deutschsprachigen Raum (siehe 
Grafik).

Die jW vereint Multiplikatorinnen und Multiplikatoren aus Frie-
densbewegung, Gewerkschaften, feministischer, antifaschistischer 
und Bürgerrechtsbewegung, Organisationen für Umwelt- und 
Verbraucherschutz, Mieterschutz und natürlich aus der progressiven 
Kulturszene. Kurz: Mit Ihrer Anzeige werben Sie bei denen, die für 
Bewegung sorgen.

Gute Mischung: Verteilung der jW-Leserschaft

Ost 35 %

 West 43 %

Berlin 17 %

Österreich/Schweiz 5 %



5n Anzeigen in der Tagesausgabe

mm-Preise:  s/w 2c 3c/4c
normal 2,50 € 2,70 € 3,00 €
ermäßigt* 2,00 € 2,20 € 2,50 €
ermäßigt** 1,50 € 1,80 € 2,00 €

Zuschlag für Wochenendausgabe: 0,50 €/Millimeter
Mindestberechnung für Farbanzeigen (2c, 3c, 4c):  500 mm
Agenturpreis: zzgl. 15 %

Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Formatbeispiele:

Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert

R
E

U
T

E
R

S/
G

O
R

A
N

 T
O

M
A

SE
V

IC

ANZEIGE

ANZEIGE

Freitag, 1. November 2013, Nr. 253   7POLITIKFreitag, 1. November 2013, Nr. 253 6 POLITIK Freitag, 1. Oktober 2014, Nr. 1 TAGeSAUSGABe 7

1/1 Seite
285 × 432 mm
5 400 €
4 320 €*

1/2 Seite
285 × 216 mm
2 700 €
2 160 €*

Eckfeld in der  
jW-Wochenendbeilage: 
120 × 100 mm
600 €
500 €*
400 €**

Fragen zu Anzeigen? Rufen Sie uns an unter 0 30/53 63 55-38
E-Mail: anzeigen@jungewelt.de



6n Anzeigen in Themenbeilagen

Fragt man unsere Leserinnen und Leser, was sie am meisten an ihrer Tageszeitung schätzen, rangieren 
die jW-Themenbeilagen ganz vorn. Im Schnitt zweimal im Monat ergänzt die junge Welt ihre Tages-
ausgabe mit diesem Extra von acht bis 24 Seiten. Hier beleuchtet die jW-Redaktion jeweils ein Thema 
ausgiebig in Reportagen, Hintergrundberichten und Analysen, Interviews und Rezensionen. Für Ihre 
Werbung bieten die jW-Beilagen unschätzbare Vorteile. Anzeigen in Beilagen wirken …

… länger.
Sie sind deutlich langlebiger als reguläre Tagesausgaben und werden häufiger zur Hand genommen. 

… und länger.
Jede Beilage wird in einer zusätzlichen Auflage von mehreren tausend Exemplaren gedruckt und bei 
Messeständen und Freiverteilaktionen Interessierten als Werbematerial in die Hand gegeben.

… zielgenauer.
In jW-Beilagen werden klar abgesteckte Themengebiete bearbeitet. Hier werben Sie in einem optimalen 
redaktionellen Umfeld.

… mehr.
Neben unseren Vollabonnenten und Kioskkäufern beziehen auch die Mittwoch/Samstag-Abonnenten die 
Beilagen.

… und mehr. 
Unsere Kolleginnen und Kollegen aus dem Vertrieb bewerben die Themenbeilagen gezielt in der jW und 
beim Einzelhandel. Das Ergebnis sind höhere Verkaufszahlen am Kiosk.

Über Erscheinungstermine und Themen informiert Sie unser aktueller Beilagenplan, den wir Ihnen gerne zukommen lassen.  
Alternativ finden Sie ihn auch im Netz unter www.jungewelt.de/werbung.

Immer auf den Punkt: Die jW-Beilagen

Weltweit sehen sich Frauen Gewalt aus-
gesetzt, stehen Ausbeutungs- und Un-
terdrückungsverhältnissen gegenüber. 
30 Prozent aller Frauen über 15 Jahren – 

736  Millionen  – haben nach UN-Angaben mindestens 
einmal in ihrem Leben körperliche und/oder sexualisierte 
Gewalt durch einen Intimpartner, sexualisierte Gewalt 
durch einen Nichtpartner oder beides erlitten. Täglich 
werden 137 Frauen von einem Familienmitglied ermor-
det, 82 Prozent aller Opfer von Tötungsdelikten, die von 
Intimpartnern verübt werden, sind Frauen. Auf ökono-
mischer und sozialer Ebene ließe sich die Aufzählung 
fortsetzen.

Neben diesen Bedrohungen, derer sich Frauen im All-
tag erwehren müssen, bringt das kapitalistische System 
stets neue Probleme mit sich. Claudia Wrobel muss auch 
nach zwei Jahren Pandemie konstatieren, dass die Last der 
Gesundheitskrise vor allem auf den Rücken von Frauen 
und hier speziell von »mütenden« Müttern ausgetragen 
wird. Hilfe haben sie dabei von Politik und Gesellschaft 
so gut wie nicht zu erwarten, eher wird still hingenommen, 
dass dadurch ein fatales Rollback stattfindet, und feminis-
tische Errungenschaften verlorengehen.

Gleichzeitig gibt es perfide Ansätze, wie jenen einer 
»feministischen Außenpolitik«, der – wie Meike Voelker 
schreibt – nicht darin mündet, Militarisierung und patri-
archale Strukturen in Außen- und Sicherheitspolitik zu 
zerschlagen, sondern dem ganzen einen biologistischen, 
»friedfertigeren« Anstrich verpasst. Selbst von dieser 
Repräsentationspolitik ist die Türkei unter islamistisch-
faschistischer Herrschaft meilenweit entfernt. Besonders 
von staatlicher Verfolgung und ausufernder patriarchaler 
Gewalt betroffen ist dort die kurdische Frauenbewegung, 
wie Dilan Karacadag schreibt. Und wenn die Strafverfol-
gung sexualisierter und frauenfeindlicher Gewalt überall 
unzureichend ist, genießen Täter in der Türkei besondere 
Freiheiten und fühlen sich dadurch erst recht bestätigt.

Doch gegen all diese patriarchalen Ausformungen 
finden Frauen Möglichkeiten, gemeinsam neue Kampf-
felder zu erschließen und mit feministischen Inhalten zu 
füllen. War es vor rund 200 Jahren die Sklavin Sojourner 
Truth, die von den weißen Suffragetten einforderte, ge-
meinsam für die Rechte aller Frauen zu kämpfen und 
darüber hinaus Klassenkämpfe unterstützte, ist heute die 
Klimabewegung ein weiteres feministisches Kampffeld 
geworden. Jedoch nicht, weil Frauen, wie Antifeminis-
ten argumentieren, »naturverbundene Wesen« wären, 
sondern weil sie in erster Linie von den Folgen der 
Klima krise betroffen sind und sie zu tragen haben, wie 
Christiana Puschak erläutert.

In Mexiko haben indigene und afrostämmige Frau-
en beschlossen, mit einer eigenen Nachrichtenagentur 
eine Gegenöffentlichkeit zu Machismo und Rassismus 
zu schaffen. Sara Meyer hat einige von ihnen getroffen 
und berichtet über den fortwährenden Kampf gegen dis-
kriminierende Strukturen und Ausgrenzung. Und auch 
in Kolumbien haben Feministinnen ihre Mobilisierung 
auf eine neue Ebene gehoben. Julieta Daza erfährt im 
Gespräch mit Jessica Obando, Kandidatin der feministi-
schen Liste »Estamos Listas« für die anstehende Parla-
mentswahl, warum es diese braucht und wie sie der Kon-
zentration von politischer und wirtschaftlicher Macht den 
Kampf ansagen will. Der Vielfalt feministischen Wider-
stands hat sich auch die Künstlerin Xuehka gewidmet. 
Mit ihren Illustrationen setzt sie kolumbianischen Frauen 
in dieser Beilage ein kraftvolles Denkmal.

Jede auf ihre Weise
Alte Unterdrückung und neue Betätigungsfelder: Der Kampf 
gegen das Patriarchat ist international. Von Ina Sembdner

Liebe Leserinnen und Leser!
Für die Illustration auf dieser Seite haben wir uns in 
Zusammenarbeit mit unserer Illustratorin Xuehka 
und der Plattform Artivive ( artivive.com) etwas ganz 
besonderes ausgedacht. Wenn Sie im Besitz eines 
Smartphones sind, können Sie die Grafik links zum 
Leben erwecken. Gehen Sie in den Appstore Ihres 
Vertrauens und laden Sie dort kostenlos die App von 
Artivive herunter. Dann richten Sie die Kamera auf die 
Illustration und lassen sich überraschen! 
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Die Illustrationen dieser Beilage stammen von der in Bogotá, der Hauptstadt Kolumbiens, geborenen Künstlerin Xuekha.  
Sie ehren kolumbianische Frauen, die für eine gerechtere Zukunft kämpfen

A
symmetrische Ignoranz bleibt das 
hervorstechende Merkmal der west-
lichen Auseinandersetzung mit der 
Volksrepublik China. Während in 
dem ostasiatischen Land fleißig alle 

Entwicklungen in der Welt studiert werden, weiß 
man hierzulande noch immer wenig über Fortschrit-
te und Probleme des seit fast 73 Jahren von der Kom-
munistischen Partei regierten Staates. Selbst ohne 
konkreten Anlass ist es daher immer gewinnbrin-
gend, etwas über China zu lernen. Die vorliegende 
Beilage versucht, wenigstens einige Wissenslücken 
zu schließen.

Dabei wollen wir auch einen Blick über die Ge-
schichte der Volksrepublik hinaus werfen: Hannes 
A. Fellner schreibt über den Sturz des chinesischen 
Kaiserreichs und die Gründung der Republik China 
vor 110 Jahren. Wie schon in Russland 1917 konnte 
sich der bürgerliche Staat nie richtig etablieren, auch 
wenn sich dessen Krise in China durch den seit 1927 
wütenden Bürgerkrieg und die Invasion der japani-
schen Faschisten erst noch weiter zuspitzen musste, 
ehe es der Kommunistischen Partei 1949 gelang, 
die Volksrepublik auszurufen. Sebastian Carlens be-
leuchtet sowohl den Weg dorthin als auch die unmit-
telbaren außenpolitischen Konsequenzen. Ein damals 
entstandener und bis heute schwelender Konflikt ist 
die Taiwan-Frage. Nach dem Einmarsch Russlands 
in die Ukraine wurden hierzulande Behauptungen 
laut, nun werde auch China Taiwan überfallen. Dabei 
wird die anders gelagerte Konstellation ignoriert. 
Außer einer Handvoll kleiner Inselstaaten haben alle 
Nationen und die UNO die Ein-China-Politik aner-
kannt. Die USA und die taiwanesische Demokrati-
sche Fortschrittspartei versuchen, schrittweise diesen 
Status quo aufzuweichen. Beijing besteht darauf, die 
Frage als innere Angelegenheit zu betrachten. Mit 
ihrer Betonung des außenpolitischen Primats der 
staatlichen Souveränität gerät die KP jedoch in ein 
Dilemma. Einerseits kann sie die russische Invasion 
der Ukraine nicht unterstützen, zumal China bis dato 
gute Beziehungen mit Kiew unterhalten hat. Ande-
rerseits ist Beijing auf der internationalen Bühne 
auf das Bündnis mit dem kapitalistischen Nachbarn 
Russland angewiesen, um geopolitisch nicht isoliert 
zu werden. Diese außenpolitische Zwickmühle er-
läutert Jörg Kronauer. Im Fokus von Robert Fitzthum 
steht Taiwan.

Besonders ökonomisch gibt es spannende Ent-
wicklungen: Die von Washington forcierte wirt-
schaftliche Entkopplung führte zur chinesischen 
Strategie der »zwei Kreisläufe«, die  Marcel Kunz-
mann untersucht. Innenpolitisch ist die jüngste Ver-
gangenheit der Volksrepublik vor allem durch die 
Antikorruptionskampagne während der Amtszeit 
von Generalsekretär Xi Jinping geprägt. Wir werfen 
einen Blick auf die Eigenart und die historischen 
Anknüpfungspunkte dieser politischen Maßnahme, 
deren Bedeutung für die chinesische Innenpolitik 
meist unterschätzt wird.

Viele andere Herausforderungen, vor denen 
China steht – darunter der Klimawandel, die Über-
alterung der Gesellschaft oder die seit 2018 wieder 
verstärkt geführte Debatte über die Eigentumsfra-
ge –, kann die vorliegende Beilage nicht mehr auf-
greifen. Das gilt auch für die dringliche Frage des 
Umgangs mit Corona. Inmitten einer Welt, die auf 
rücksichtslose Durchseuchung setzt, wird es für 
die Volksrepublik immer schwieriger, ihre Zero-
Covid-Strategie zu verfolgen. Wie die angespannte 
Situation in Lockdownstädten wie Shanghai sich 
weiter entwickeln wird, ist noch nicht abzuse-
hen  – ebensowenig jedoch auch, welche Folgen 
die unterschiedliche Coronapolitik im Systemver-
gleich haben wird. Seine offenkundige »Profit 
vor Leben«-Linie und Dutzende Millionen Long-
Covid-Fälle werden dem »freien Westen« mittel- 
und langfristig kaum zum Vorteil gereichen. Der 
Ausgang des Systemkonflikts bleibt offen. 

Den Umständen trotzen
Außenpolitisches Dilemma und innere Reformen: Chinas Weg in der 
multipolaren Welt. Von Marc Püschel

Die Beilage ist mit stilisierten historischen Fotos aus der frühen Volksrepublik (1949 bis Mitte der 60er Jahre) bebildert. Sie zeigen den von 
Industrialisierung und Modernisierung geprägten Alltag in China

Wendepunkt. Die Gründung der Republik China 1912. Von Hannes A. Fellner n Seite 2
Zwei Kreisläufe. Ökonomische Reformen in der VR China. Von Marcel Kunzmann n Seite 7
Diplomatie unter Druck. Beijings schwierige geopolitische Lage. Von Jörg Kronauer n Seite 8
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E
s wäre naheliegend gewesen, eine Zei-
tungsbeilage zur Leipziger Buchmes-
se mit einem Aufmacher über deren 
Absage und die bekannten ökonomi-
schen Verwertungszwänge des Lite-

raturbetriebs zu beginnen. Statt dessen möchte ich 
mit etwas anderem einsteigen: den vielfältigen Wei-
sen des Stehlens von Büchern.

Zuletzt geisterten gleich zwei Bücherdiebe 
durch die Medien, die unterschiedlicher nicht sein 
könnten: Urban und Bernardini. Bei Herrn Urban 
handelte es sich um eine mysteriöse Gestalt, die 
jahrelang mit auffällig großem Mantel in deut-
schen Buchhandlungen auftauchte und dort Bü-
cher mitgehen ließ (vorzugsweise von Diogenes) 
und diese dann später gegen Bargeld wieder um-

zutauschen versuchte. Relativ plumpe Kleinkrimi-
nalität also.

Interessanter ist da der Fall des Filippo Bernar-
dini, der die US-amerikanische Verlagswelt fünf 
Jahre lang in Atem hielt, indem er sich mit gefälsch-
ter Identität Zugang zu unveröffentlichten Manu-
skripten verschaffte. Er erstellte hierfür Websites, 
die genauso aussahen wie die großer US-Verlags-
häuser, und kontaktierte über deren Domains Li-
teraturagenturen, um sich Manuskripte bekannter 
Autorinnen und Autoren schicken zu lassen. Nach 
heutigem Erkenntnisstand wollte er mit seinem 
Phishing-Angriff weder Erpressungsgeld eintreiben 
noch die Texte irgendwo versteigern. Er wollte 
etwas viel Unwahrscheinlicheres: Er wollte sie ein-
fach nur lesen.

Die Fälle stehen für zwei Typen. Da sind die, 
die im Buch vor allem dessen Tauschwert sehen 
und ein paar Kröten auf Momox machen wollen. 
Und dann eben diejenigen, die ein persönliches 
Interesse an der Lektüre des Buches haben, das sie 
mitgehen lassen; dass sie wenig Geld haben, mithin 
geizig sind oder sich für ihre Tat schämen, kommt 
bisweilen hinzu.

Auch wenn Bernardini ein Sonderfall ist, würde 
ich doch sagen, dass die meisten Bücherdiebe, die 
ich kenne, ähnlich gestrickt sind wie er. Ich selbst 
habe immer wegen des Gebrauchswerts und nie 
wegen des Tauschwertes geklaut. In dieser Hinsicht 
sind Bücher, wie es Roberto Bolaño formuliert, ein 
ideales Ziel: »Das Gute am Diebstahl von Büchern 
ist, dass du – anders als bei Tresoren – die Möglich-

keit hast, ihren Inhalt sorgfältig zu untersuchen, be-
vor du entscheidest, das Verbrechen zu begehen.«

Für Bolaño gehörte Bücherdiebstahl zur litera-
rischen Ausbildung. In der Fernsehsendung »Off 
the record« erzählte der chilenische Autor einmal, 
wie er als Heranwachsender vormittags regelmä-
ßig Bücher stahl, statt in die Schule zu gehen, und 
wie das wiederum seine eigene Literaturerfahrung 
geprägt hat.

Bolaño ist selbstverständlich nicht die einzige 
Person, die ein romantisches Verhältnis zum Bü-
cherstehlen hat; er reiht sich ein in eine illustre 
bibliokleptomanische Tradition, über die Miguel 
Albero das lesenswerte, leider nicht ins Deutsche 

Ohne Gewissensbisse
Über das Klauen von Büchern. Von Juan S. Guse
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7n Anzeigen in Themenbeilagen

Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert

R
E

U
T

E
R

S/
G

O
R

A
N

 T
O

M
A

SE
V

IC

ANZEIGE

ANZEIGE

Freitag, 1. November 2013, Nr. 253   7POLITIKFreitag, 1. November 2013, Nr. 253 6 POLITIK Freitag, 1. Oktober 2014, Nr. 1beilage4

Spaltenbreiten: 1 Spalte  58 mm
 1,5 Spalten  99 mm
 2 Spalten 120 mm
 2,5 Spalten 161 mm
 3 Spalten 182 mm
 4 Spalten 244 mm
 4,5 Spalten 285 mm

Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 
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Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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8n Onlinewerbung

Paradox, aber wirkungsvoll – was die Webauftritte der 
 jungen Welt angeht, sind wir streng konservativ. Auf jungewelt. de 
stehen die redaktionellen Inhalte, die Lesefreundlichkeit und die 
sorgfältige Kuratierung der angebotenen Texte ganz klar im Mit-
telpunkt. Bei uns kommen zum Beispiel Clickbait-Fotostrecken, 
»Gewinnspiele« und »Umfragen« ebensowenig in die Tüte wie 
der »Native-Advertising«-Schwindel, von dem sich die Branche 
derzeit soviel verspricht. Auch animierte Bannerwerbung, Video- 
und Layerads werden Sie in aller Regel bei uns nicht finden 
können. Ganz schön retro, könnte man meinen.

Aber weit gefehlt, denn diese Entscheidung bietet uns – und 
Ihnen! – unschlagbare Vorteile. Denn nur so können wir Ihnen 
den Zugang zu einer Leserschaft eröffnen, die ein außerordent-
liches Vertrauen in »ihre« Zeitung setzt und die Werbung als 
wertvolle Hinweise wertet. Dieser Vertrauensvorschuss ist ein 
echtes Pfund für Ihre Werbung.

Nutzen Sie diese reichweitenstarken und zielgenauen Kanäle 
für Ihr Marketing!

Sie wünschen sich mehr Informationen und eine ausführlichere 
Beratung bei der Planung Ihrer Onlinewerbung?  
Dann freuen wir uns über eine kurze E-Mail an  
anzeigen@jungewelt.de oder einen Anruf unter  
0 30/53 63 55-38.

Das Wichtigste im Mittelpunkt
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Heimkehr des Henkers : Im ungarischen Parlament steht jetzt eine Horthy-Statue 

 Eine Familienchronik vor dem 
Geschichtspanorama des 
20.  Jahrhunderts wie Gottfried 

Paasches Buch »Hammersteins Töch-
ter« ist schwer zu rezensieren. Aber 
wenn das einem renommierten Kollegen 
wie Stephan Malinowski (»Die Hohen-
zollern und die Nazis«) in der  FAZ  so 
gründlich misslingt, bleibt Schadenfreu-
de nicht aus. Wie der Buchtitel besagt, 
geht es um die berühmt-berüchtigten 
Töchter des als Hitler-Gegner bekann-
ten Wehrmachtgenerals Kurt von Ham-
merstein-Equord (1878–1943), und man 
erwartet daher, dass sie in einer Bespre-
chung auch vorkommen. Statt dessen 
ergeht sich Malinowski in überflüssigen 
Betrachtungen über Hitlers Sekretärin 
Traudl Junge, die im Vergleich zu So-
phie Scholl keinen Widerstand wagte, 
ja nicht einmal erwog; er schaltet einen 
Vers von Gottfried Benn ein, bei dem 
einen der Verdacht überkommt, er sei 
aus einem »Zitatenschatz« oder einem 
Abreißkalender entnommen; schließ-
lich springt er via Alf Lüdtkes Konzept 
des »Eigensinns« mit kühnem Schwung 
ganz in die Nähe seines Themas – hatte 
doch Hans Magnus Enzensberger 2008 
seine (laut Malinowski) »schillernde 
Collage« über den General mit dem Ti-
tel »Hammerstein oder Der Eigensinn« 
versehen. Mit dem Herrn Papa (»Der 
schillernde Selbstdenker fasziniert«) be-
fassen sich die nächsten beiden Absätze, 
und erst am Ende des vierten verrät der 
Rezensent, dass Paasche in seiner »in 
Jahrzehnten in mühevoller Kleinarbeit 
komponierte(n) Erzählung über die Fa-
milie Hammerstein« »aus gutem Grund 
die vier Töchter ins Zentrum stellt«. 
Es verbleiben zwei weitere Absätze, in 

denen die Frauen aber nur in zweiein-
halb Sätzen erwähnt, dabei nicht einmal 
namentlich genannt werden. 

 Der Kernsatz lautet so: »Von der vä-
terlichen Dienstwohnung im Bendler-
block führten Wege in den Wandervogel, 
in Neuköllner Mietskasernen, Nacktkul-
tur-Camps, zu Hochverrat und Wider-
stand, ins künstlerische, sozialistische, 
zionistische und kommunistische Mi-
lieu, in dem sich die Generalstöchter wie 
Fische, vielleicht ließe sich treffender 
sagen: wie Wale im Wasser bewegten.« 

 Nichts gegen Wale, aber als Meta-
phern für so anmutige junge Damen, wie 
es Marie Luise, Maria Therese,  Helga 
Eleonore und Hildur waren, sind sie 
fraglos etwas überdimensioniert. Auch 
sonst stimmt an dem Satz vieles nicht 
oder nur halb. 

 Im letzten Absatz geht es um das Ti-
telfoto der Mutter von Gottfried Paa-
sche, Maria Therese, und um ein Foto 
im Buch von einem »Mann mit dem 
klingenden Namen Nafta Nobel« (er 
hieß eigentlich Werner), dem »jüdischen 
Freund einer der Töchter« – dass es sich 
immer noch um dieselbe M. T. handelt, 
ist Malinowskis allzu flüchtigem Blick 
entgangen. Nachdem er dann behauptet 
hat, dass der General Kurt von Schlei-
cher »von den Eltern eingeschaltet« 
wurde, um die Töchter »vor dem Zu-
griff der Gestapo zu retten« – was wie-
derum nicht stimmt –, muss dem über 
der Arbeit eingeschlafenen Rezensenten 
wohl der Laptop entfallen sein. Mehr 
wird nicht geboten. 

 Es gab Zeiten, da galt das Feuilleton 
der  FAZ  als das beste in Deutschland. 

Heute können sie sich nicht einmal 
mehr einen Redakteur leisten. 

 »Schade!« sollte man kommentieren, 
aber ich bin Herrn Malinowski für sei-
ne »schillernde Collage«, die mich (in 
dieser Reihenfolge) verstimmt, erheitert 
und inspiriert hat, sogar dankbar und 
würde ihn an meinem Honorar beteili-
gen, wenn es sich mit dem ihm gezahl-
ten im entferntesten messen könnte. – 

 Ein Titel wie »Hammersteins Töch-
ter« lässt sich nicht aufrufen, ohne dass 
Historikern und interessierten Lese-
rinnen dazu sofort »AM-Apparat der 
KPD« oder »sowjetischer Geheim-
dienst« einfallen würde. Malinowski 
gelingt das Kunststück, die Vokabeln 
»KPD«, »Geheimdienst« und »Sowjet-
union«, ja sogar »Russland« und »rus-
sisch« vollständig zu vermeiden (oder 
aktuellpolitisch zu boykottieren) und 
den Sachverhalt, der die Generalstöch-
ter unsterblich gemacht hat, auszuklam-
mern. Marie Luise von Hammerstein 
und ihre jüngere Schwester Helga waren 
Mitglieder der KPD und haben bis Mit-
te der 30er Jahre über den Nachrichten-
apparat der Partei brisantes Material aus 
dem Büro ihres Vaters nach Moskau 
geliefert. 

 Marie Luise hat später in der DDR 
gelebt und dort als Rechtsanwältin ge-
arbeitet, Helga hat sich in Westberlin 
aus dem politischen Leben zurückge-
zogen. Maria Therese, die einen Sohn 
des bekannten Pazifisten Hans Paasche 
heiratete, ist mit ihm nach Japan und 
später in die USA emigriert. 

 Alle vier Schwestern waren emanzi-
pierte, eigenwillige junge Frauen, »freie 
Republikaner«, wie ihr stolzer Vater be-
tonte. 

 Gottfried Paasche hat es unternom-
men, aus den Aufzeichnungen seiner 
Mutter, schriftlichen und mündlichen 
Überlieferungen der Familie sowie aus 
Sekundärliteratur und Archivdokumen-
ten ein riesiges historisch-biographi-
sches Puzzle zusammenzusetzen. Sein 
Werk muss zwar in Hinblick auf die 
erwähnte geheimdienstliche Arbeit not-
gedrungen unvollständig bleiben, beein-
druckt jedoch durch seine unerschrocke-
nen Protagonistinnen nachhaltig. 

Gottfried Paasche: Hammersteins 

Töchter. Eine Adelsfamilie zwischen 

Tradition und Widerstand. Metropol-

Verlag, Berlin 2022, 352 Seiten, 24 Euro    

 Die neofaschistische Partei 
»Unsere Heimat« (Mi Hazánk, 
MHM) hat am Dienstag im 

ungarischen Parlament in Budapest eine 
Statue des Nazikollaborateurs Miklos 
Horthy (1868–1957) aufgestellt. Der 
Admiral und letzte Befehlshaber der 
k. u. k. Kriegsmarine hatte Ungarn von 
1920 bis 1944 als »Reichsverweser« 
(Gouverneur) diktatorisch regiert. Das 
Land beteiligte sich unter seiner Füh-
rung als Verbündeter Nazideutschlands 
am Überfall auf Jugoslawien und die 
Sowjetunion. 

 In einer Erklärung der Partei zu dem 
Anlass wird der 30. August als »Tag der 
Heimkehr« bezeichnet. Am 30. August 
1940 hatten die faschistischen Mächte 
Deutschland und Italien im sogenann-
ten Zweiten Wiener Schiedsspruch 
(rumänisch: Wiener Diktat) Rumänien 
dazu gezwungen, die nördlichen und 
östlichen Teile Siebenbürgens sowie 
die damaligen Kreise Satu Mare (Szat-
mar), Salaj (Szilagy), Bihor (Bihar) und 
Maramures (Maramaros) an Ungarn 
abzutreten. 

 »Es ist die Entscheidung der Vize-
präsidentin (des Parlaments, der MHM-
Politikerin Dora Duro,  jW ), wie sie 
ihr Büro einrichtet«, rechtfertigte das 
Sekretariat des Parlamentspräsidenten 
Laszlo Köver von der Regierungspartei 
Fidesz gegenüber dem der liberalen 

Wochenzeitung  168 ora  den Vorgang. 
 Die jüdische Kultur- und Politikzeit-

schrift  Szombat  kommentierte: »Die 
feierliche Aufstellung einer Statue von 
Miklos Horthy im Büro der Vizepräsi-
dentin des Parlaments ist eine spekta-
kuläre Verhöhnung der demokratischen 
und rechtsstaatlichen Bestrebungen der 
Jahrzehnte nach der Wende angesichts 
der antidemokratischen, autoritären, 
antisemitischen, antisozialen und halb-
feudalen Überbleibsel der Ära, die den 
Namen des Gouverneurs trug und die 
in einem verheerenden Weltkrieg en-
dete.« Das Nachrichtenportal  Hirklikk.
hu  bemerkt: »Die rechtsextremistischen 
Elemente in Unsere Heimat sind ermu-
tigt worden. Das ist natürlich nicht ver-
wunderlich, denn die prominenten Mit-
glieder der herrschenden Elite haben sie 
stets mit Nachsicht behandelt, und das 
Lob und die Verherrlichung des Kriegs-
verbrechers Horthy waren im Bündnis 
von Fidesz und KDNP (Christdemokra-
ten,  jW ) lange Zeit erlaubt.« 

 Der ungarische Ministerpräsident 
Viktor Orban hatte Horthy am 22. Juni 
2017 als »außergewöhnlichen Staats-
mann der Nation« gewürdigt, der 
geholfen habe, dass Ungarn in den 
1920er und 1930er Jahren »nicht von 

der Geschichte begraben« wurde. Am 
16. November 2019 legte Janos Lazar, 
früherer Leiter der Staatskanzlei und 
jetziger Minister im Orban-Kabinett, 
am Grab des Diktators Blumen nieder. 
Horthy habe »Ungarn gerettet«, er sei 
»ein wahrer ungarischer Patriot« gewe-
sen, an den man sich mit Ehrfurcht erin-
nern müsse, so der Fidesz-Politiker. 

 Der bekannte marxistische Histori-
ker Tamas Krausz erklärte dagegen in 
einem TV-Interview: »Das Horthy-Re-
gime war ein rassistisches und repressi-
ves Regime, das durchweg eine antise-
mitische Politik verfolgte. Horthy hätte 
in Nürnberg sein sollen, da er für den 
Tod von mehreren Millionen Menschen 
verantwortlich war.« Die alliierten 
Sieger des Zweiten Weltkrieges hatten 
wohl aufgrund aktueller politischer 
Erwägungen auf eine Anklage Horthys 
verzichtet.  Peter Janosfalvi 

   Neue Schatten 

    Die Bayreuther Festspiele 
holen in den kommenden 

Jahren die renommierten Diri-
genten Semjon Bytschkow und 
Daniele Gatti auf den Grünen 
Hügel. Bytschkow soll 2024 
eine Neuinszenierung von 
»Tristan und Isolde« dirigieren, 
Gatti 2025 die »Meistersinger 
von Nürnberg«. 

 »Die Vorwürfe gegen Herrn 
Gatti wurden zahlreich und ein-
gehend aufgearbeitet«, sagte 
Festspielleiterin Katharina 
Wagner der  dpa . »Ansonsten 
würde er ja kaum der Nach-
folger von Christian Thiele-
mann bei der Staatskapelle in 
Dresden.« Im August 2018 war 
Gatti als Chefdirigent des Ams-
terdamer Concertgebouw-Or-
chesters nach Beschuldigungen 
sexueller Belästigung fristlos 
entlassen worden. Mehrere 
Musikerinnen hatten über »un-
angemessenes Verhalten« des 
Chefdirigenten geklagt. Gatti 
hatte die Anschuldigungen 
entschieden zurückgewiesen. 
Im Juni hatte die Sächsische 
Staatskapelle Dresden Gatti zu 
ihrem neuen Chefdirigenten ge-
wählt. Thielemanns Vertrag in 
Dresden endet im Juli 2024. 

 Auch die Bayreuther Fest-
spiele waren in diesem Jahr 
von Sexismusvorwürfen über-
schattet worden. Anonyme 
Mitarbeiter berichteten dem 
Nordbayerischen Kurier , dass 
sie auf dem Grünen Hügel 
angefasst wurden oder sich 
sexuelle Anzüglichkeiten an-
hören mussten. Festspielchefin 
Wagner bestätigte, dass auch 
sie selbst betroffen war. 

 Die Festspiele 2022 neigen 
sich ihrem Ende zu. Zwei 
Konzerte von Dirigent Andris 
Nelsons markieren das Ende 
des diesjährigen Opernspek-
takels. Für das kommende 
Jahr ist ein 3-D-»Parsifal« 
mit Augmented Reality in der 
Regie von Jay Scheib geplant 
mit Pablo Heras-Casado am 
Pult. »Christian Thielemann ist 
hierfür in den Spielzeiten 2025 
und 2026 angefragt«, sagte 
Wagner. Joseph Calleja singt 
den Parsifal, Georg Zeppenfeld 
den Gurnemanz und Ekaterina 
Semenchuk die Kundry.  

(dpa/jW)                                                                                          

Wer denkt denn da an Wale? Die elegante Maria Therese »Esi« von 
Hammerstein mit neuem Motorrad, Anfang der 1930er-Jahre
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»Hammersteins 
Töchter«: 
Notwendige 
Korrekturen zu einem 
schwachen Text von 
Stephan Malinowski 
über ein starkes 
Buch von Gottfried 
Paasche . 
Von   Cristina Fischer 

Er konnte unsere Märchenoper „Die drei Spinnerinnen“ nicht 
mehr zu Ende instrumentieren. Am 23. August starb nach schwe-
rer  Krankheit mein Mann, mein Arbeits- und Kampfgefährte, der 
 Komponist Christof Herzog. Im Krankenhaus komponierte er sein 
letztes Musikstück nach einem Gedicht von Heinrich Heine:

Warnung

Solche Bücher läßt du drucken!
Teurer Freund, du bist verloren!
Willst du Geld und Ehre haben,

Mußt du dich gehörig ducken.

Nimmer hätt ich dir geraten,
So zu sprechen vor dem Volke,
So zu sprechen von den Pfaff en

Und von hohen Potentaten!

Teurer Freund, du bist verloren!
Fürsten haben lange Arme,

Pfaff en haben lange Zungen,
Und das Volk hat lange Ohren!

Christa Weber vom Weber-Herzog-Musiktheater
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Wettlauf nach Kurdistan
Nach den USA wollen immer mehr NATO-Staaten Waffen in den Nordirak liefern. 

Deutschland soll da nicht abseits stehen, finden selbst Linke. Von Rüdiger Göbel

U
nter den Staaten der NATO 

ist ein richtiggehender Wett-

bewerb entstanden, wer am 

schnellsten Kriegsgerät an kurdische 

Kämpfer im Irak liefert. Vordergrün-

dig geht es um das Zurückdrängen der 

Terrorgruppe »Islamischer Staat« (IS), 

die im Zweistromland auf dem Vor-

marsch ist. In eroberten Gebieten ver-

breitet die – von den USA ursprünglich 

ausgebildete und aufgerüstete – Miliz 

mit Massenhinrichtungen und ande-

ren Greueltaten Angst und Schrecken. 

Zehntausende Menschen sind so in den 

vergangenen Wochen zur Flucht ge-

zwungen worden. 

Nach Luftangriffen auf mutmaßli-

che IS-Stellungen in der vergangenen 

Woche begannen die USA offiziell 

am Montag mit Waffenlieferungen an 

kurdische Peschmerga-Kämpfer. Auch 

»Militärberater« hat Washington ab-

kommandiert. Benjamin Rhodes, der 

Sicherheitsberater von US-Präsident 

Barack Obama, erklärte am Mittwoch 

im Sender Fox News, zur Rettung 

Tausender jesidischer Flüchtlinge im 

Sindschar-Gebirge werde ein Luftein-

satz geprüft – und die Entsendung von 

Bodentruppen. Am Dienstag kündigte 

die Bundesregierung an, die kurdischen 

Truppen so schnell wie möglich mit 

deutschem Militärmaterial auszustat-

ten. Die Lieferung von tödlichem Gerät 

wurde dabei noch ausgeschlossen, im 

Gespräch sind gepanzerte Fahrzeuge, 

Nachtsichtgeräte und Schutzwesten. 

Am Mittwoch preschte Frankreich vor 

mit der Ankündigung, man wolle noch 

am selben Tag mit Waffenlieferungen 

beginnen. Der Präsident habe »in Ab-

stimmung mit der irakischen Regie-

rung« beschlossen, nach den Hilferufen 

der kurdischen Behörden Rüstungsgüter 

zu versenden, teilte das Büro von Fran-

çois Hollande mit. Unklar ist dabei, mit 

wem genau in Bagdad Paris den Deal 

vereinbart hat, mit dem amtierenden 

Ministerpräsidenten Nuri Al-Maliki, 

auf dessen Abgang die westlichen Waf-

fenhelfer drängen, oder mit dem für den 

Posten des irakischen Regierungschefs 

neu nominierten Haidar Al-Abadi.

Auch die NATO-Mitglieder Großbri-

tannien, die Niederlande und Tschechi-

en bringen sich in Position. In der BRD 

wird die Bundesregierung derweil un-

ter mediales Sperrfeuer genommen, 

bei der Waffenhilfe in das Konfliktge-

biet nicht außen vor zu bleiben. Motto: 

Deutschland debattiert, die USA hel-

fen. Von den im Bundestag vertretenen 

Parteien gehen die Grünen bisher am 

weitesten. Deren Außenexperte Omid 

Nouripour sprach sich für einen Einsatz 

der deutschen Luftwaffe an der Seite 

der US-Airforce aus. »Wir können nicht 

immer alle unangenehmen Aufgaben 

komplett den USA überlassen«, sagte 

Nouripour Spiegel online. »Immer von 

deutscher Verantwortung in der Welt zu 

sprechen und dann sich in die Büsche 

zu schlagen, wenn es ungemütlich wird, 

das geht nicht.«

In der Partei Die Linke stellte sich 

der Bundestagsabgeordnete Jan Korte 

hinter die Forderung von Fraktionschef 

Gregor Gysi, auch die BRD solle Waf-

fen liefern. »Der Selbstverteidigungs-

kampf muß unterstützt werden«, so 

Korte. »Die irakische Armee und die 

Kurden sind dazu völkerrechtlich legi-

timiert. Daher muß gefragt werden, ob 

sie auch ausreichend ausgerüstet sind.«

e Nachrichtenagentur Reuters, »die 

radie Nachrichtenagentur Reuters, »die 

radie Nachrichtenagentur Reuters, »die 

radie Nachrichtenagentur Reuters, »die 

radie Nachrichtenagentur Reuters, »die 

radiAm Mittwoch nachmittag meldete 

dikalen Kämpfer des Islamischen Staats 

setzen ihren Vormarsch in Syrien fort«. 

Auf den Gedanken, Syrien im Kampf 

gegen IS zu unterstützen, kommt kei-

ner. Im Gegenteil: Den Antiterrorkampf 

unter Führung von Präsident Baschar 

Al-Assad bestrafen EU und USA mit 

Embargomaßnahmen, die die gesamte 

Bevölkerung des Landes treffen.

n Siehe Seiten 3 und 8

Letzter Prozeßtag: Gustl Mollath frei

Wurde er zu Unrecht in Psychiatrie gesperrt – oder bleibt der Makel des mutmaßlichen Gewalttäters?

N
ach 16 Verhandlungstagen 

wird der ehemalige Psychia-

triepatient Gustl Mollath das 

Gericht am heutigen Donnerstag in 

Freiheit verlassen. Der 57jährige wird 

vom Landgericht Regensburg freige-

sprochen: Denn die deutsche Prozeß-

ordnung gibt für Wiederaufnahmever-

fahren vor, daß das Urteil für den An-

geklagten nicht schlechter ausfallen 

darf als zuvor. Ob an dem Nürnberger 

jedoch der Makel des Gewalttäters 

haften bleibt, der seine Frau mißhan-

delt habe, ist vor dem Urteilsspruch ei-

ne gewichtige Frage. Das Landgericht 

Nürnberg-Fürth hatte Mollath 2006 

wegen Schuldunfähigkeit freigespro-

chen, ihn aber wegen Wahnvorstel-

lungen und Gemeingefährlichkeit in 

die Psychiatrie eingewiesen. Erst nach 

mehr als sieben Jahren kam er frei. 

Der Fall löste eine bundesweite Debat-

te über die Zwangsunterbringung in 

psychiatrischen Kliniken aus.

Mollath selbst wies die Anschuldi-

gungen auch im Wiederaufnahmever-

fahren zurück: »Die mir vorgeworfe-

nen Straftaten habe ich nicht began-

gen.« Er bezichtigte dagegen seine 

Exfrau, eine Intrige gegen ihn gespon-

nen zu haben. Sie habe Straftaten er-

funden und ihm angehängt, »um mich 

kostengünstig zu entfernen«, behaup-

tete Mollath in seinen letzten Worten 

vor dem Urteil am vergangenen Frei-

tag. Er forderte wie seine Verteidigung 

einen Freispruch erster Klasse – also 

aus erwiesener Unschuld.

Die Staatsanwaltschaft glaubt indes 

nicht an ein Komplott der damaligen 

Ehefrau, das die Aufdeckung eines 

Schwarzgeldskandals durch Mollath 

verhindern sollte, in den sie angeb-

lich verwickelt war. Der Ankläger 

forderte, Mollath wegen gefährlicher 

Körperverletzung, Freiheitsberaubung 

und Sachbeschädigung schuldig zu 

sprechen. Hinweise auf eine erneu-

te Unterbringung des Nürnbergers 

sieht der Anklagevertreter nicht. Der 

Oberstaatsanwalt beantragte zudem 

eine Entschädigung für die Zeit in der 

Psychiatrie. Die Kosten für das Wie-

deraufnahmeverfahren sowie Mol-

laths Verteidigung trägt ohnehin die 

Staatskasse.  
(dpa/jW)
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Gaza: Israel zieht   

Truppen zusammen

Gaza/Tel aVIV/KaIRo. Wenige Stun-

den vor Ablauf der Waffenruhe 

zwischen Israel und Palästinen-

serorganisationen in der Nacht 

von gestern auf heute hat Tel Aviv 

offenbar zusätzliche Truppen an 

die Grenze zum Gazastreifen ver-

legt. Das berichtete die israelische 

Nachrichtenseite ynet am Mitt-

woch. Es würden auch Reservisten 

mobilisiert. Eine israelische Ar-

meesprecherin wollte die Berichte 

nicht kommentieren.

Zuvor hatten die Konflikt-

parteien am Mittwoch die Ver-

handlungen über eine dauerhafte 

Waffenruhe in Kairo fortgesetzt. 

Anzeichen für einen Durchbruch 

bei den indirekten Gesprächen gab 

es nicht. Aus der palästinensischen 

Botschaft verlautete lediglich, 

die palästinensische Delegation 

spreche weiter mit den ägyptischen 

Vermittlern. Die israelische Füh-

rung lehnt direkte Gespräche ab, da 

sie die Hamas, die im Gazastreifen 

regiert, als Terrororganisation ein-

stuft. 
 (dpa/Reuters/jW)

Rentenangleichung:  

Bitte warten

DReSDen. Vor Landtagswahlen in 

drei ostdeutschen Bundesländern 

kündigte die Bundeskanzlerin an, 

die Rentenwerte in Ostdeutschland 

in sechs Jahren an diejenigen im 

Westen anzugleichen. »2020 soll 

die Renteneinheit erreicht sein«, 

sagte Angela Merkel (CDU) im 

Interview mit der Sächsischen 

Zeitung (Mittwochausgabe). Bis 

2017 wolle die Bundesregierung ein 

entsprechendes Gesetz auf den Weg 

bringen. Aktuell beträgt der Renten-

wert in Ostdeutschland 92 Prozent 

des Westwertes. »Es gibt keinen 

vernünftigen Grund, warum die 

Bundeskanzlerin bis zum Wahljahr 

2017 warten will, um einen Fahrplan 

zu beschließen, der die Ostrenten-

angleichung auf das 30. Jahr nach 

der Wiedervereinigung verschiebt«, 

kommentierte dies Bodo Ramelow, 

Spitzenkandidat der Linkspartei in 

Thüringen.  
(AFP/jW)

auf dem Weg in den eigenen Staat? Kurdische Peschmerga-Kämpfer in erbil (7. august 2014)

B
iL

D
q

U
e

LL
e

B
iL

D
q

U
e

LL
e

GeGründet 1 947 · SaMStaG, 4. OktOber 2014 ·  nr. 230 · 1,70 euro · PVSt a11002 · entGelt bezahlt

berliner thinktank

Google finanziert Forschung 

in Deutschland, um auf die 

Politik einfluß zu nehmen. So 

gründete das Unternehmen 

das Humboldt-Institut für In-

ternet und Gesellschaft. Von 

thomas Wagner  Seiten 10/11
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Märkte erschließen

afrikas Filetstücke: Großprojekte von 

Industriestaaten zur agrarförde-

rung nützen vor allem Konzernenabzug anordnen
Kiew rückt ab: ukrainische truppen räu-

men Stellungen bei lugansk. Volks-

republiken fordern autonomielinke schulen
das bedürfnis nach marxistischer 

 bildung ist vorhanden. eine bilanz 

nach einem Jahr Mez in berlinHilfe anbieten
Flüchtlinge aus Irak und Syrien müssen 

Möglichkeit bekommen, legal in 

die brd einzureisen. Interview2
7

3
9

Ihr Beileger

Ihr Prospekt 

Minister mimt Mahner

Versagen bei Seenotrettung. Seeho-

fer: Situation für EU »nicht wür-

dig«. Siehe Kommentar Seite 8

Guerilla will Frieden

Kolumbien: Kampf der ELN. Gespräch 

mit Comandantes Wilser,  

Camilo, Andrés, Wilkin, Carlos

»Kunden« warten weiter

Geplante Hartz-IV-Erhöhung: Soziales 

Bündnis wirft Bundesregierung 

fortgesetzte Ignoranz vor

Export kriegt Turbo

Erosion der Euro-Zone: Altmaier will 

Ausfuhren deutscher Unter-

nehmen stärker absichern

In Bolivien verschärft das rech-

te Putschistenregime die Verfol-

gung politischer Widersacher. 

Genau zwei Monate vor den für den 

6. September angesetzten Parlaments- 

und Präsidentenwahlen erhob die un-

ter der selbsternannten »Übergangs-

präsidentin« Jeanine Áñez einge-

setzte Staatsanwaltschaft am Montag 

(Ortszeit) formal Anklage gegen den 

im November 2019 gestürzten linken 

Präsidenten Evo Morales. Dem ersten 

indigenen Staatschef des Landes, der 

den Wahlkampf der früheren Regie-

rungspartei »Bewegung zum Sozia-

lismus« (Movimiento al Socialismo, 

MAS) aus dem argentinischen Exil 

koordiniert, wird darin »Terrorismus 

und die Finanzierung terroristischer 

Aktivitäten« vorgeworfen.

Morales weist die Anschuldigun-

gen als erfunden zurück. Per Twitter 

bezeichnete er die Anklage als »wei-

teren Beweis für die systematische 

Verfolgung durch die De-facto-Regie-

rung«. Da Umfragen die MAS der-

zeit deutlich vor den rechten Parteien 

sehen, kündigte Morales an: »Bald 

werden Demokratie und Rechtsstaat-

lichkeit nach Bolivien zurückkehren.«

Davon ist das Land jedoch noch 

weit entfernt. Den Auftrag zur Straf-

verfolgung des Expräsidenten hatten 

die Putschisten bereits wenige Tage 

nach dessen Sturz erteilt. De-facto-

Innenminister Arturo Murillo hatte 

damals ein Video präsentiert, dem-

zufolge Morales den Anführer der 

Kokabauerngewerkschaft, Faustino 

Yucra Yarwi, angewiesen haben soll, 

»Straßenblockaden zu organisieren«, 

damit Lebensmittel nicht in die  Städte 

gelangen können. »Wir verlangen die 

Höchststrafe«, machte Murillo der 

Justiz dabei die Erwartungen seiner 

»Regierung« unmissverständlich 

deutlich.
Das von Morales als Fälschung be-

zeichnete Video dient der Staatsan-

waltschaft jetzt erneut als Beleg für 

ihre Vorwürfe. Die offizielle Anklage 

erstreckt sich nun auch auf den Ge-

werkschaftsführer Yucra, der wegen 

des Aufrufs zu Protesten gegen den 

Staatsstreich bereits im April verhaf-

tet und inhaftiert worden war. Kurz 

nach dessen Festnahme hatte Murillo 

30 Jahre Gefängnis für den Kokabau-

ern gefordert.

Auch weitere Politiker der letzten 

gewählten Regierung des Landes, 

Gewerkschafter sowie Mitglieder in-

digener und sozialer Organisationen 

werden zunehmend juristisch verfolgt. 

Die Putschisten versuchten, »wegen 

der bevorstehenden Wahlniederlage 

jeden Tag Prozesse gegen die MAS 

anzustrengen«, schlägt Morales Alarm. 

Unter anderem wurde am 30. Juni eine 

Strafanzeige gegen den aussichtsrei-

chen MAS-Präsidentschaftskandida-

ten Luis Arce Catacora gestellt. Dem 

früheren Wirtschaftsminister wird 

unterstellt, dem Staat durch unvorteil-

hafte Verträge während seiner Amts-

zeit wirtschaftlichen Schaden zugefügt 

zu haben. Während Arce die Vorwürfe 

umgehend zurückwies, vermutet Mora-

les, die De-facto-Regierung wolle mit 

der Anklage Arces »Kandidatur unter-

binden, weil er die Umfragen anführt«.

Ungeachtet internationaler Kritik 

haben die Gefolgsleute von Áñez mitt-

lerweile Strafverfahren gegen etliche 

Beamte der früheren Regierung einge-

leitet. Im Juni hatten EU-Abgeordne-

te, Juristen und Gewerkschaftsführer 

in einem Appell an die internationale 

Öffentlichkeit gegen »fortwährende 

Menschenrechtsverletzungen und die 

systematische Verfolgung der MAS« 

durch die Putschregierung protestiert. 

Die Unterzeichner aus fünf europäi-

schen Ländern werfen dem Regime 

im Vorfeld der Wahlen »willkürliche 

Verhaftungen, rassistische Diskrimi-

nierung und unmenschliche Behand-

lung von Oppositionellen« vor.

Ob die bereits mehrfach verschobe-

nen Wahlen wie geplant stattfinden, 

ist indes ungewiss. Am Wochenen-

de schlugen die Behörden der Stadt 

Cochabamba Alarm, weil das Bestat-

tungssystem wegen der Coronapande-

mie zusammengebrochen ist. Ange-

hörige von Covid-19-Opfern müssten 

bis zu sieben Tagen mit den Verstor-

benen im Haus verbringen, ohne sie 

begraben oder einäschern zu können. 

Wie der Sender Telesur am Diens-

tag meldete, liegen mittlerweile in 

mehreren Straßen der Stadt Leichen. 

Der Leiter der nationalen Epidemio-

logie, Virgilio Prieto, sprach von einer 

»explosiven Ansteckungsphase« und 

warnte, dass der Höhepunkt im Sep-

tember und nicht wie bisher geschätzt 

im Juli oder August erreicht werde.

Putschisten nehmen Rache

WWW.JUNGEWELT.DE

Fall Oury Jalloh: 

Landesregierung blockt

Hamburg. Zur Aufklärung des mut-

maßlichen Mordes an Oury Jalloh 

durch Dessauer Polizisten will das 

Justizministerium von Sachsen-

Anhalt nicht, dass die vom Landtag 

eingesetzten Sonderermittler un-

mittelbar mit im Fall involvierten 

Justizbediensteten sprechen. Statt 

dessen sollen sie diese »in einer 

oder mehreren Sondersitzungen des 

Rechtsausschusses« befragen, wie es 

in einer Mitteilung des Ministeriums 

vom Dienstag heißt. Der Grund 

sei, dass die Landesverfassung die 

geplanten direkten Befragungen 

nicht vorsehe. Jenen »Kompromiss-

vorschlag« hatte demnach Justiz-

staatssekretär Josef Molkenbur dem 

Rechtsausschuss unterbreitet. Es sei 

skandalös und wenig überraschend, 

dass das Ministerium die Arbeit der 

Sachverständigen »aktiv behindert«, 

sagte die Abgeordnete Henriette 

Quade (Die Linke) dem Spiegel 

am Dienstag. Sie fordere, dass sich 

Ministerpräsident Reiner Haseloff 

(CDU) im Ausschuss erklärt.  (jW)

GEGRÜNDET 1947 · MITTWOCH, 8. JULI 2020, NR. 157 · 1,80 EURO (DE), 2,00 EURO (AT), 2,50 CHF (CH) · PVST A11002 · ENTGELT BEZAHLT

Bolivien: Staatsanwaltschaft erhebt Anklage wegen »Terrorismus« gegen Evo Morales. 

Auch andere Linke von Repression betroffen. Von Volker Hermsdorf

wird herausgegeben von  

2.327 Genossinnen und  

Genossen (Stand 26.6.2020)

n www.jungewelt.de/lpg
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Muss Karl-Marx-Stadt  

jetzt umbenannt werden?

Der Verfasser des »Kapitals« war ein Rassist  

und Antisemit – behauptet der MDR, Sender für 

gesundes Volksempfinden. Dort kennt man sich  

mit Antikommunismus aus

n Siehe Seite 8

WIKIMEDIA COMMONS

Morales: »Bald werden 

Demokratie und 

Rechtsstaatlichkeit nach 

Bolivien zurückkehren«
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Hauptfeind
Vorbereitung eines Wirtschafts-

krieges: Für die US-Regierung ist die 

Volksrepublik China zum Gegner 

Nummer eins geworden. Jetzt sollen 

auch Bundesregierung und EU auf 

Sanktionskurs gebracht werden.  

Von Sevim Dagdelen
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Reichweite und Wirkung – darf’s ein bisschen mehr sein?

n Crossmedia + Verlagsprodukte

Eine größere Reichweite und stärkere Werbewirkung Ihrer Buchung erzielen Sie mit einer 
Kombination von Print- und Onlinewerbung. Gern erstellen wir Ihnen ein Angebot. 

Für Ihre Crossmedia-Werbung bieten wir neben der jungen Welt und ihrer Internetseite mit 
unseren weiteren Verlagsprodukten aus unserem Haus ein attraktives Werbeumfeld.

Weitere Publikationen des Verlages 8. Mai
Die originäre Schwerpunktsetzung der Tageszeitung junge Welt findet sich auch im Buch- 
und Broschürenprogramm des Verlages 8. Mai wieder. Ob brandaktuelle Themen wie 
Pflegenotstand oder eher Historisches wie eine Schrift über den Dreißigjährigen Krieg – 
stets fanden die Texte von jW-Autorinnen und -Autoren, die nach sorgfältiger Auswahl in 
hoher verlegerischer Qualität publiziert wurden, anerkennende Beachtung weit über unsere 
Stammleserschaft hinaus. Auch in diesen Büchern und Broschüren gibt es eine allerdings 
stark limitierte Zahl von Anzeigenplätzen. Für interessierte Werbekunden offerieren wir maß-
geschneiderte Angebote, die in einem jeweils passenden inhaltlichen Umfeld die Botschaft 
des Inserierenden besonders nachhaltig zum Tragen bringen.

Broschüre zur Internationalen Rosa-Luxemburg-Konferenz
Seit 1997 findet immer am zweiten Januarwochenende in Berlin die Internationale Rosa-
Luxemburg-Konferenz statt, die von der Tageszeitung junge Welt veranstaltet wird. Die 
Konferenz hat sich als Jahresauftakt für linke Kräfte nicht nur aus der Bundesrepublik 
etabliert. Alle Vorträge und Diskussionsbeiträge werden in einer Broschüre dokumentiert. 
Diese erscheint jeweils Ende März des Konferenzjahres und ist über viele Wochen in hoher 
Auflage im Pressehandel erhältlich.

Sind Sie neugierig geworden? Gerne erstellen wir Ihnen ein ansprechendes Kombiangebot. 
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Der Kampf um das öffentliche Gesundheitswesen. 
Beiträge aus der jungen Welt

Pflege am Limit
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